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Internet Governance Forum: 
4. Treffen 2009 
■ Größte und hochrangigste 

Internet-Konferenz
■ ICANN weiterhin zuständig
■ Zukunft des IGF ungewiss

Wolfgang Kleinwächter

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Wolfgang

Kleinwächter, Internet Governance Forum: 

3. Treffen 2008, VN 1/2009, S. 33ff., fort.)

Rund 1800 Expertinnen und Experten aus
112 Ländern, darunter Regierungsvertre-
ter von 96 UN-Mitgliedstaaten und zahl-
reiche Parlamentarier, nahmen am 4. Tref-
fen des Internet Governance Forum (IGF)
vom 15. bis 18. November 2009 im ägyp-
tischen Scharm El-Scheich teil. Das IGF
wurde auf dem 2. Teil des UN-Weltgipfels
über die Informationsgesellschaft (WSIS)
im November 2005 in Tunis ins Leben ge-
rufen. Es hat sich mittlerweile zur welt-
weit größten und hochrangigsten Inter-
net-Konferenz entwickelt. Mit Blick auf
das Weltwirtschaftsforum wird es gele-
gentlich auch als das ›Davos des Internet‹
bezeichnet. Das 4. IGF stand unter dem
Motto ›Internet Governance: Möglichkei-
ten für Alle‹.

In den zehn Plenarveranstaltungen und
den weit über einhundert Workshops,
Runden Tischen und Foren des 4. IGF
wurden nahezu alle politisch relevanten
Internet-Themen angesprochen: Entwick-
lung der Infrastruktur, Zugang zum Inter-
net, Befähigungsstrategien, Sicherheit des
Netzes, Kriminalitätsbekämpfung im vir-
tuellen Raum, Offenheit, kulturelle Viel-
falt, Multilingualismus, Schutz der Privat-
sphäre und des geistigen Eigentums, Recht
auf freie Meinungsäußerung und die Ver-
waltung kritischer Internet-Ressourcen.

ICANN oder ITU?

Insbesondere das zuletzt genannte Thema
steht seit Jahren im Zentrum einer noch
immer kontroversen Debatte. Auf dem
Tunis-Gipfel im Jahr 2005 hatten viele
Regierungen die Erwartung ausgespro-
chen, dass das in Kalifornien ansässige
Unternehmen ICANN (Internet Corpo-

ration for Assigned Names and Numbers)
aus der alleinigen Kontrolle durch die USA
entlassen und in einen internationalen po-
litisch-rechtlichen Mechanismus eingebun-
den wird. Insbesondere China hätte es ur-
sprünglich lieber gesehen, ICANN einer
UN-Organisation, wie der Internationalen
Fernmeldeunion (ITU), zu unterstellen.
Auch die Europäische Union war in Tunis
für ein ›neues Kooperationsmodell‹ einge-
treten. Demnach sollte zwar ICANN wei-
terhin das Tagesgeschäft betreiben, grund-
legende Fragen, die öffentliche Interessen
berühren, sollten aber an einen zwischen-
staatlichen Rat delegiert werden. 

Der in Tunis beschlossene Prozess einer
erweiterten Zusammenarbeit (enhanced
cooperation) hat aber bislang kein neues
Kooperationsmodell hervorgebracht, das
besser als ICANN wäre. Wenige Tage vor
dem Treffen in Scharm El-Scheich hatte
die amerikanische Regierung den seit 1998
gültigen Vertrag mit ICANN ohne eine
weitere Verlängerung auslaufen lassen und
ICANN in eine weitgehende Unabhängig-
keit entlassen. Die neue Vereinbarung ›Af-
firmation of Commitments‹ (AoC),  die
die Regierung und ICANN am 30. Sep-
tember 2009 unterzeichneten, verpflichtet
ICANN allerdings, im Interesse der glo-
balen Internet-Gemeinschaft zu handeln
und in Fragen, die öffentliches Interesse
berühren, eng mit dem ›Governmental
Advisory Committee‹ (GAC) zusammen-
zuarbeiten. Das GAC ist ICANN nicht
übergeordnet, sondern gibt dem 21-köp-
figen ICANN-Vorstand Empfehlungen.
Für den Fall, dass ICANN eine GAC-Emp-
fehlung zurückweist, ist ein Konsultations-
mechanismus vorgesehen, der jedoch das
letztliche Entscheidungsrecht bei ICANN
belässt. Vor diesem Hintergrund gewinnt
das IGF als eine Art öffentliche Plattform
zur Diskussion von ICANN-Themen, bei
dem alle Interessengruppen gleichberech-
tigt einbezogen sind, besondere Bedeu-
tung. 

Kritische Internet-Ressourcen

Ein schwieriges Thema in Scharm El-
Scheich war das Verfahren für die Verga-
be von IP-Adressen. Die IP-Adresse ist eine
kritische Internet-Ressource, denn ohne
sie ist keine Internet-Kommunikation mög-
lich. Die IP-Adresse ist auch ein Schlüssel-
element bei der Identifizierung von Nut-
zern und daher auch wichtig unter ande-
rem für die Verfolgung von Straftaten im

Internet. Das Problem ist, dass das bishe-
rige IPv4-Adressprotokoll mit 4,3 Milli-
arden IP-Adressen bald an seine Grenzen
stoßen wird. Experten rechnen damit, dass
im Jahr 2012 alle IPv4-Adressen vergeben
sein werden. Daher ist der Übergang zu ei-
nem neuen Adressprotokoll, dem IPv6, das
über etliche Trilliarden Adressen verfügt,
unvermeidlich. Die Übergangsphase wird
nun von der ITU genutzt, das bisherige
Adressvergabesystem in Frage zu stellen.
Gegenwärtig übergibt die ›Internet As-
signed Numbers Authority‹ (IANA), eine
Unterorganisation von ICANN, Adress-
blöcke an fünf ›Regional Internet Regis-
tries‹ (RIRs), die ihrerseits damit Inter-
net-Dienstleistern (Internet Service Pro-
vider– ISPs), ›Registries‹ und andere End-
nutzer mit IP-Adressen versorgen. Da die
RIRs Adressblöcke nur dann aushändi-
gen, wenn es einen dokumentierten Bedarf
gibt, hat dies zu einer unausgewogenen
Verbreitung von IPv4-Adressen geführt.
So verfügen einige amerikanische Univer-
sitäten, die in den neunziger Jahren IPv4-
Adressen gesammelt haben, über mehr
IP-Adressen als ganz Afrika. Der von eini-
gen Regierungen daraus gezogene Schluss,
bei der Zuordnung von IPv6-Adressen
müsse diese ›Unausgewogenheit‹ korrigiert
werden, ist aber Unsinn. Das IPv6-Proto-
koll ist im Unterschied zu anderen Kom-
munikations-Ressourcen, wie Frequenzen
oder GEO-Orbitalpositionen, keine be-
grenzte, sondern eine de facto unbegrenz-
te Ressource. Es hat bislang keinen Fall ge-
geben, wo ein von einem afrikanischen
Land angemeldeter Adressbedarf nicht
hätte befriedigt werden können. 

Dennoch haben einige ITU-Mitglied-
staaten ein neues Adressvergabesystem
vorgeschlagen, bei dem die ITU, als eine
zwischenstaatliche Organisation, IPv6-
Adressen an nationalstaatliche ›Registries‹
aushändigen würde. Modell für dieses Sys-
tem ist die Zuweisung von Telefonnum-
mern. Die von der ITU vorgeschlagene
Neuorganisation der IP-Adressvergabe
stößt jedoch auf starken Widerstand der
Internet-Gemeinde. Es könnte zu über-
flüssiger Bürokratisierung führen. Kriti-
ker befürchten, dass die unbegrenzte Res-
source durch eine ›nationale Politik‹ künst-
lich verknappt und dann zu kommerziel-
len Zwecken genutzt werden könnte. Fi-
nanzminister könnten die IP-Adresse als
Einkommensquelle entdecken, was ein-
deutig zu Lasten der Internet-Nutzer ge-
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Ankündigung, über die Zukunft des Fo-
rums nicht wie bisher zunächst in der UN-
Kommission für Wissenschaft und Tech-
nologie im Dienste der Entwicklung
(UNCSTD) zu diskutieren, sondern im
Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC).
Die Schweiz, gegenwärtig Vorsitzender der
UNCSTD, protestierte sofort gegen die-
ses Verfahren und verwies darauf, dass
im Unterschied zum ECOSOC die nicht-
staatlichen Vertreter in der UNCSTD grö-
ßere Mitwirkungsrechte haben. Letztlich
wird die 65. UN-Generalversammlung auf
Empfehlung des UN-Generalsekretärs bis
Ende Dezember entscheiden müssen, wie
es mit dem IGF weitergeht. Dazwischen
wird vom 15. bis 18. September das 5.
Treffen in Wilna (Litauen) stattfinden.  

Regionale und nationale Ebene

Unabhängig davon haben sich in den letz-
ten zwei Jahren zahlreiche regionale und
nationale IGFs gebildet. Das europäische
IGF, der ›European Dialogue on Internet
Governance‹ (EURODIG), findet unter
Beteiligung des Europarats, der Europä-
ischen Kommission und des Europäi-
schen Parlaments in April 2010 in Mad-
rid bereits zum dritten Mal statt. 

Die deutsche Internet-Wirtschaft, pri-
mär über deren Verband ›eco‹ und die
deutsche Zivilgesellschaft, ist im IGF gut
aufgestellt. Für die Bundesregierung ist das
Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie federführend. Leider hat bis-
lang kein deutscher Parlamentarier an ei-
nem IGF teilgenommen. Es bleibt zu hof-
fen, dass vor dem Hintergrund der neuen
Enquête-Kommission des Bundestages ›In-
ternet und digitale Gesellschaft‹ sich das
Interesse der Parlamentarier auch über
den deutschen Gartenzaun hinaus bewegt.
Dadurch könnten peinliche Politikpleiten
vermieden werden, bei denen zunächst
unsinnige nationale Insellösungen durchs
Parlament gebracht und später wieder
korrigiert werden müssen. Immerhin hat
die Bundesregierung im Februar 2010 auf
eine Anfrage der Abgeordneten Brigitte
Zypries (SPD) eindeutig erklärt, dass sie
sich für eine Fortsetzung des Forums auf
der Grundlage des Multistakeholder-Prin-
zips einsetzt.

Abschlussdokument: Fourth Meeting of the Inter-
net Governance Forum (IGF), Sharm El Sheikh, Egypt,
15–18 November 2009, Chairman’s Summary, über:
http://www.intgovforum.org/cms/index.php/2009
-igf-sharm-el-sheikh

hen würde. Erweitert würden auch die
Überwachungsmöglichkeiten von privater
Internet-Kommunikation, wenn zukünf-
tig jeder Nutzer eine feste IPv6-Adresse
hätte. 

In Scharm El-Scheich kam es nun zu
einem ersten Schlagabtausch zwischen
ICANN und der ITU. ICANN-Präsident
Rod Beckstrom verteidigte das bisherige
System. Die ITU pocht hingegen auf das
Prinzip der nationalen Souveränität. Der
ITU-Rat wird sich im April 2010 mit ei-
nem unter anderem von der Volksrepu-
blik China unterstützten Resolutionsent-
wurf beschäftigen. Im November 2010
wird das oberste Entscheidungsgremium
der ITU, die Konferenz der Regierungs-
bevollmächtigten, im mexikanischen Gu-
adalajara darüber beraten. 

Sicherheit im Netz

Eng verbunden mit dem Thema der Ver-
waltung kritischer Internet-Ressourcen
war das Thema Sicherheit im Netz und
Schutz der Privatsphäre. Auch das Recht
auf freie Meinungsäußerung und der Um-
gang mit ›schädlichen und illegalen Inhal-
ten‹ im Internet spielte eine große Rolle.
Die im Jahr 2007 gebildete ›Dynamic Co-
alition on Internet Rights and Principles‹
kündigte an, bis zum 5. IGF im Septem-
ber 2010 eine ›Erklärung über Internet-
Rechte und Internet-Grundsätze‹ vorzu-
legen, die von Regierungen, der Privat-
wirtschaft, der Zivilgesellschaft und der
Technik-Gemeinde gemeinsam getragen
würde. 

Befugnisse des IGF

Immer wieder flammte die Diskussion über
das Mandat und die Befugnisse des IGF
auf. Das Forum hat kein Mandat, Be-
schlüsse zu fassen, doch unter dem Dach
der ›Dynamic Coalitions‹, eine Art ›Ko-
alition der Willigen‹, können die ›Willi-
gen‹ einen Beitrag zu einem innovativen
globalen politischen Prozess leisten. Aus
völkerrechtlicher Sicht wird es eine span-
nende Frage werden, wie die Rechtsnatur
solcher neuen Instrumente, an deren Aus-
arbeitung alle Interessengruppen gleich-
berechtigt beteiligt sind, zu bewerten ist. 

Diskutiert wurde ferner, ob das IGF
nicht anstelle von ›Recommendations‹ ei-
ne völkerrechtlich unbelastete Kategorie
von so genannten ›IGF Messages‹ einfüh-
ren sollte. Solche ›Botschaften‹ würden
keinen Konsens widerspiegeln, stellten

aber eine wichtige Orientierungshilfe dar
für mit einem Entscheidungsmandat aus-
gestattete Organisationen wie etwa die
UNESCO, ITU oder auch ICANN. 

Das Multistakeholder-Prinzip wurde
vom WSIS eingeführt und bei den Treffen
des IGF praktiziert. Es wird als eine
große Errungenschaft betrachtet, hat je-
doch im zwischenstaatlichen System der
UN insgesamt noch nicht Einzug gehal-
ten. Und es gibt zahlreiche Skeptiker, die
den einmal aus der Flasche gelassenen
Geist eines gleichberechtigten Zusammen-
wirkens staatlicher und nichtstaatlicher
Akteure bei der Entwicklung globaler
Maßnahmen wieder loswerden wollen. 

Zukunft des IGF

Dies zeigte sich insbesondere bei der De-
batte über die Zukunft des Forums. Der
WSIS in Tunis 2005 hat dem IGF ein
Mandat für fünf Jahre gegeben. Nun muss
der UN-Generalsekretär nach Beratungen
mit den IGF-Teilnehmern bis Ende 2010
entscheiden, ob und wenn ja, wie das IGF
fortgeführt werden soll. Die Konsultatio-
nen, geleitet von UN-Untergeneralsekre-
tär für wirtschaftliche und soziale Angele-
genheiten Sha Zukang, fanden in Scharm
El-Scheich statt. An der Debatte beteilig-
ten sich mehr als 60 hochrangige Vertre-
ter aller Interessengruppen. Dabei sprach
sich eine überwältigende Mehrheit für ei-
ne Fortsetzung aus. Die anfänglichen Be-
denken, das IGF würde nichts anderes
werden als eine neue Schwatzbude, hätten
sich nicht bestätigt. Gerade der Umstand,
dass das Forum kein Mandat zur Be-
schlussfassung hat, hätte zu einer freieren
Diskussionskultur beigetragen und die De-
batte auch über schwierige Themen er-
möglicht. Es sei zu einer ›Quelle der Inspi-
ration‹, eine Art Laboratorium oder ei-
nem Clearinghaus für alle am dezentralen
Internet-Governance-Mechanismus betei-
ligten Partner geworden. Allein der Regie-
rungsvertreter Chinas sprach sich dafür
aus, das IGF in einen zwischenstaatlichen
Verhandlungsprozess zu überführen, bei
dem dann Privatwirtschaft und Zivilge-
sellschaft nicht mehr einbezogen wären. 

Ungeachtet der eindeutigen Diskussi-
onsrichtung in Scharm El-Scheich über-
raschte bei den jüngsten IGF-Konsultatio-
nen im Februar 2010 in Genf der Vertre-
ter der unter Sha Zukangs Leitung ste-
henden UN-Hauptabteilung Wirtschaft-
liche und Soziale Angelegenheiten mit der


